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     Landrat – mittendrin
Geschätzte Leserinnen und geschätzte Leser
eines der ersten Traktanden ergab eine ganz spezielle Diskussionskultur. Selten hat man im Landrat die Pros und Contras eines Entscheides so sorgfältig gegeneinander abgewogen. Selten hat man dem politischen Gegner soviel Respekt vor seiner Meinung gezollt. Selten auch ist es, das man die Befürworter und Gegner nicht in klare Lager einteilen kann. Doch diesmal gab es auf beiden Meinungsseiten politisch Rechte und Linke, Frauen und Männer, Ältere und Jüngere. Um was ging es? Unter dem Titel: „Nichtigerklärung des basellandschaftlichen Kantonsbürger​rechtes von X /Antrag an den Landrat“ verbarg sich ein menschliches Schicksal. Eine Familie, darunter das Kind X (16 Jahre) wollten sich einbürgern lassen. X ist hier geboren, gut integriert und erfolgreich in der Schule. Der Landrat beschloss am 03. Mai 2012 auch X einzubürgern. Im Nachhinein kam aus, dass X acht Tage vor der Einbürgerung eine Straftat begangen hatte. Was hatte sie gemacht? Aufgrund von „Streber-Anschuldigungen“ wollte sie sich den Kolleginnen beweisen. Zusammen mit einer Kollegin beging sie in einem Kleidergeschäft einen Diebstahl. Da sie zu zweit waren, wurde es als „bandenmässiger“ Diebstahl qualifiziert. Das war der Grund, dass sie nun den Schweizerpass wieder abgeben sollte. Hätte sie die Straftat 8 Tage später begangen, wäre das hinfällig gewesen. Nun musste der Landrat entscheiden, ob er ganz formal der Nichtigkeitserklärung stattgeben sollte (Pass „entziehen“), oder Gnade vor Recht ergehen lassen. Für alle war es eine schwierige Entscheidung. Jeder konnte beide Seiten verstehen. Am Ende liess der Rat mit 53:20 Gnade vor Recht ergehen und gab X eine zweite Chance.
Traktandiert war auch ein Vorstoss der EVP betreffend Arbeitsverbot für Asyl​suchende. Erstmalig stellensuchende Asylbewerber-Innen erhalten seit zwei Jahren keine Arbeitsbewilligung, unabhängig von ihren Qualifikationen und ihrer bisherigen An​wesenheitsdauer. Es gibt viele Asylsuchende, welche jahrelang auf einen Entscheid war​ten und während dieser Zeit keiner Erwerbsarbeit nach​gehen dürfen. Dadurch verbleiben sie oft lange als Sozialhilfeabhängige in den Asylheimen. Ihre Fähigkeit zur Integration und Selbständigkeit wird zermürbt. Elisabeth Augstburger bittet in ihrem Vor​stoss den Regierungsrat, die Bedingungen so zu ändern, dass Asylsuchende, welche länger als drei Monate hier sind, nicht mehr generell von der Erwerbsarbeit ausgeschlossen bleiben. Die Regierung war der Meinung, dass Asylsuchende arbeiten dürfen, sobald ihr Aufenthalt bewilligt wird. Der Kanton Baselland habe eine strengere Praxis als andere Kantone. Das Parlament überwies den Vorstoss schliesslich mit einer knappen Mehrheit. Die Regierung ist nun gefordert, dieses Anliegen zu prüfen, und dem Parlament zu berichten.
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